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Anmerkung zu Abs. 3: 
Die Stundenentgelte der Anlage 9 leiten sich aus der Entgelttabelle der Anlage 2 ab. 
Entgelterhöhungen der Anlage 2 führen damit automatisch zu einer Anpassung der 
Stundenentgelte in Anlage 9, ohne dass es einer weiteren Beschlussfassung durch die 
Arbeitsrechtliche Kommission bedarf. 
(4) Die Zeitzuschläge können ggf. einschließlich des Stundenentgeltes nach Abs. 3 
Unterabs. 1 durch Nebenabrede zum Dienstvertrag oder durch Dienstvereinbarung 
pauschaliert werden. 
(5) Zeitzuschläge und Überstundenentgelte nach Abs. 1, Satz 2 Buchst. a) bis f) werden 
nicht gewährt für Tätigkeiten, die eine Teilnahme am kirchlichen Auftrag der Seelsorge 
und der öffentlichen Wortverkündigung beinhalten. Dies sind insbesondere 
1. die Wahrnehmung pastoraler Dienste, 
2. die Beteiligung an Gottesdiensten, Andachten, Bibelarbeiten, Seelsorge- und Kasual-
gesprächen, 
3. die Versehung des Küsterdienstes im Gottesdienst, 
4. die kirchenmusikalische Begleitung oder Mitgestaltung eines Gottesdienstes. 
 
§ 20b Vertretungszuschlag 
 
(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, sich auf Anordnung des 
Dienstgebers für ein Zeitfenster von bis zu zwei Stunden an einer der Dienstgeberin bzw. 
dem Dienstgeber anzuzeigenden Stelle bereitzuhalten, um auf Abruf am gleichen 
Kalendertag die Vertretung für eine andere Mitarbeiterin bzw. einen anderen Mitarbeiter 
im Dienstplan zu übernehmen (Vertretungsbereitschaft). Die Dienstgeberin bzw. der 
Dienstgeber kann zur Erreichung einer vertretungssicheren Dienstplanung monatlich bis 
zu drei Vertretungsbereitschaften anordnen, um durchschnittliche Kranken- und 
Urlaubsquoten und andere Abwesenheiten operativ disponieren zu können. Eine 
Ausweitung ist nur im Einvernehmen mit der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter oder 
durch Dienstvereinbarung möglich. 
Für die Zeit der Vertretungsbereitschaft erhält die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter einen 
Vertretungszuschlag in Höhe von 30 € je Vertretungsbereitschaft (Vertretungszuschlag 
I). Wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter in der Zeit der Vertretungsbereitschaft zur 
Übernahme einer Vertretung abgerufen, erhöht sich der Zuschlag auf 45 € 
(Vertretungszuschlag II). Die im Rahmen der Übernahme der Vertretung geleisteten 
Arbeitsstunden sind Arbeitszeit. 
(2) Für die freiwillige und kurzfristige Übernahme von Diensten an im Dienstplan mit Frei 
eingeplanten Tagen auf Anfrage des Dienstgebers erhalten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter einen Zuschlag von 60 € (Vertretungszuschlag III). Eine kurzfristige freiwillige 
Übernahme von Diensten ist gegeben, wenn die Anfrage des Dienstgebers zur 
Übernahme des Dienstes bis zu 48 Stunden vor dem zu übernehmenden Dienst erfolgt. 
(3) Durch Dienstvereinbarung kann die Art der Durchführung näher geregelt werden; eine 
Abweichung von den Vertretungszuschlägen I bis III ist nur zugunsten der Mitarbeitenden 
möglich. 
 
§ 21 Vergütung nichtvollbeschäftigter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 
(1) Nichtvollbeschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten vom Entgelt (§ 14 
Abs. 1 bzw. § 17 der Anlage 8a), das für entsprechende vollbeschäftigte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter festgelegt ist, den Teil, der dem Maß der mit ihnen vereinbarten 
durchschnittlichen Arbeitszeit entspricht. 
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(2) Abs. 1 gilt entsprechend für die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen, soweit diese 
nicht nur für vollbeschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorgesehen sind. 
 
§ 21a Berechnung und Auszahlung der Bezüge 
 
(1) Die Bezüge sind für den Kalendermonat zu berechnen und am 15. eines jeden Monats 
(Zahltag) für den laufenden Monat auf ein von der Mitarbeiterin bzw. dem Mitarbeiter 
eingerichtetes Girokonto im Inland zu zahlen. Sie sind so rechtzeitig zu überweisen, dass 
die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter am Zahltag über sie verfügen kann. Fällt der Zahltag 
auf einen Samstag oder auf einen Wochenfeiertag, gilt der vorhergehende Werktag, fällt 
er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werktag als Zahltag. Die Kosten der 
Übermittlung der Bezüge mit Ausnahme der Kosten für die Gutschrift auf dem Konto der 
Empfängerin bzw. des Empfängers trägt die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber, die 
Kontoeinrichtungs-, Kontoführungs- oder Buchungsgebühren trägt die Empfängerin bzw. 
der Empfänger. 
Der Teil der Bezüge, der nicht in Monatsbeträgen festgelegt ist, bemisst sich nach der 
Arbeitsleistung des Vorvormonats. Haben in dem Vorvormonat Urlaubsentgelt oder 
Krankenbezüge i. S. des § 24 Abs. 2 zugestanden, gilt als Teil der Bezüge nach Satz 1 
dieses Unterabsatzes auch der Aufschlag nach § 28 Abs. 10 und § 24 Abs. 2 für die Tage 
des Urlaubs und der Arbeitsunfähigkeit des Vorvormonats. Der Teil der Bezüge, der nicht 
in Monatsbeträgen festgelegt ist, bemisst sich auch dann nach Satz 1 und 2 dieses 
Unterabsatzes, wenn für den Monat nur Urlaubsentgelt oder Krankenbezüge i. S. des 
§ 24 Abs. 2 zustehen. Für Monate, für die weder Entgelt (§ 14 Abs. 1 bzw. § 17 der 
Anlage 8a) noch Urlaubsentgelt noch Krankenbezüge i. S. des § 24 Abs. 2 zustehen, 
stehen auch keine Bezüge nach Satz 1 und 2 zu. Diese Monate bleiben bei der 
Feststellung, welcher Monat Vorvormonat im Sinne des Satzes 1 dieses Unterabsatzes 
ist, unberücksichtigt. 
Im Monat der Beendigung des Dienstverhältnisses bemisst sich der Teil der Bezüge, der 
nicht in Monatsbeträgen festgelegt ist, auch nach der Arbeitsleistung des Vormonats und 
des laufenden Monats. Stehen im Monat der Beendigung des Dienstverhältnisses weder 
Entgelt (§ 14 Abs. 1 bzw. § 17 der Anlage 8a) noch Urlaubsentgelt noch Krankenbezüge 
i. S. des § 24 Abs. 2 zu und sind Arbeitsleistungen aus vorangegangenen 
Kalendermonaten noch nicht für die Bemessung des Teils der Bezüge, der nicht in 
Monatsbeträgen festgelegt ist, berücksichtigt worden, ist der nach diesen Arbeits-
leistungen zu bemessende Teil der Bezüge nach Beendigung des Dienstverhältnisses zu 
zahlen. 
Bei Beendigung des Dienstverhältnisses sind die Bezüge unverzüglich zu überweisen. 
Im Sinne der Unterabs. 3 und 4 steht der Beendigung des Dienstverhältnisses gleich der 
Beginn 
 a)  des Grundwehrdienstes oder des Zivildienstes, 
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